Bericht 


der Handelskammer zu Thorn 


für die Monate August, September, Oktober 1907. 


I. Sitzungsbericht. 


Niederjchrift über die Vollſitzung 
vom 26. Oktober. 


Anweſend die Herren: Kommerzienrat Dietrich, Aſch, Berendes, 
Cohn, Gukſch, Kittler, Landshut, Majewski, Mendershauſen, 
Rawitzki, Roth, Schwartz, Wagner, Wolff, Voigt. 

Entſchuldigt fehlen die Herren: Bauer, Born, Houtermans, 
Laengner, Michalowitz, Peters, Schultze. 


1. Handelskammerwahlen. 


Gemäß dem Wahlſtatut haben Ende 1907 Ergänzungswahlen 
ſtattzufinden in den Wahlbezirken Thorn-Stadt, Thorn-Land 
und Brieſen. Zum Wahlkommiſſar für Thorn Stadt wird Herr 
Stadtrat Schwartz und zu deſſen Stellvertreter Herr Bankdirektor Aſch 
gewählt. Zum Wahlkommiſſar für die beiden anderen Wahlkreiſe 
wählt die Verſammlung Herrn Kommerzienrat Dietrich und zum 
Stellvertreter Herrn Stadtrat Laengner. 


2. Prüfung der Jahresrechnungen. 


Die Herren Aſch und Wolff werden beauftragt, die Jahres⸗ 
rechnungen zu prüfen und über den Befund in der nächſten Vollſitzung 
Bericht zu erſtatten. 
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3. Kleiemiſchungen. 


Herr E. Wagner führt Klage darüber, daß in Illowo Roggenkleie 
mit Hirſeſpreu vermiſcht und als Futtermehl in den Handel gebracht 
werde. Dadurch würden nicht nur die Landwirte geſchädigt, da 
Hirſekleie gänzlich ohne Nährwert ſei, ſondern auch der reelle Kleie— 
handel. Er beantragt deshalb, daß die Handelskammer auf dieſes 
unreelle Gebaren aufmerksam mache. Es wird beſchloſſen, vor dem 
Ankauf ſolcher mit Hirſeſpreu gemiſchten Kleie öffentlich zu warnen. 


4. Kaufmänniſche Fortbildungsſchule. 
Herr Mendershauſen beantragt, die kaufmänniſche Fortbildungs— 
ſchule in Kulmſee durch einen Geldbetrag zu unterſtützen. 


Es wird eine einmalige Unterſtützung in Höhe von 150 Mark 
bewilligt. 


5. Sommerfahrplan. 

Herr Kommerzienrat Dietrich wird gebeten, in der nächſten Sitzung 
des Bezirkseiſenbahnrats die der Kammer zugegangenen Wünſche 
wegen Abänderung des Fahrplanes auf den Strecken Dt. Eylau-Stras- 
burg und Kulm-Unislaw vorzubringen. 


6. Entwurf eines Scheckgeſetzes. 
Der Entwurf wird grundſätzlich gebilligt. Die Ständige Kommiſſion 
wird beauftragt, Abänderungsvorſchläge zu einzelnen Paragraphen zu 
formulieren. 


7. Haushaltungsplan für das Jahr 1907. 
Der Haushaltungsplan wird in folgender Form angenommen: 


Titel Einnahme rie 
J.] Zinſen des Kapitalvermögens . 350 — 

II.] Schreibgebühren . N . 149 30 
III.] Beiträge der Steuerpflichtigen a Brea: ene 
IV.] Mieten aus dem Hauſe Seglerſtraße 1 285 
V.] Mieten aus den Lagerſch uppen . . 8514 — 
Insgeſamt: |23601|-- 
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Titel Ausgabe “a ö ssf 
J.] Gehalt . RE ei a 
II.] Jahres- und Vierteljahresberihte . . . . . . 1200— ‘a 
Ill. | Portokoſten RT Pe 450 — 
IV. | Beiträge an Vereine S EN 2 
V.] Untojten für das Haus Seglerſtrage . . . | 3160 ‘ 
| e e VO, nee 500 — 
VI.] Metfetojten ind Distenr 500 — 
VIII.] Kopialien, Bücher, Inferate. . . . oo 2. 1200 — 
% er eek RRR 8 1300 — 
X.] Für Reparatur, Feuerverſicherung und Platzmiete 
S oe 
XI.] Für Grund- und Gebäudeſ teuer.. 336) — 
AU Fin ching Sea ee 1462 — 
XIII.] Für wirtſchaftliche Projekte . Fits! 1500 — 
Insgeſamt: 23603 — 


8. Kranſtenunterſlützung. 

Der Bureaugehilfe Schüſchke iſt an einer Lungenentzündung 
erkrankt, die ſeine Unterbringung in einer Lungenheilſtätte als zweck— 
dienlich erſcheinen läßt. Die Landesverſicherungsanſtalt in Danzig hat 
den Antrag der Kammer, den Patienten in eine Lungenheilſtätte zu 
ſchicken, zunächſt abgelehnt, ſich aber dann, nachdem die Kammer 
geſchrieben hatte, ſie wolle die Hälfte der Kurkoſten tragen, zuſtimmend 
geäußert. Die Verſammlung bewilligt einen Beitrag in Höhe von 
300 Mark zu den Kurkoſten. 


I Vereidigung. 
Herr Julius Springer aus Kulmſee wird als Bücherreviſor auf 
die von der Handelskammer erlaſſenen Vorſchriften vereidigt und öffent— 
lich angeſtellt. 


Niederſchrift über die vollſitzung 
vom 19. November. 


> Anweſend die Herren Kommerzienrat Dietrich, Aſch, Berendes, 
Cohn, Kittler, Laengner, Landshut, Mendershauſen 
Schultze, Wolff, Voigt. 
Entſchuldigt fehlen die Herren: Bauer, Gukſch, Houtermans, 
Majewski, Michalowitz, Peters, Rawitzki, Schwartz, Wagner. 
* 
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1. God des Herrn Wax Roth. 
Der Vorſitzende teilt mit, daß Herr Max Roth gejtorben fei, 
und widmet dem entſchlafenen Mitgliede warme Worte der Aner— 
kennung. 
Die Anweſenden erheben ſich zu Ehren des Verſtorbenen von den 
Sitzen. 


2. Amtsniederlegung. 
; Herr Born hat ſein Amt als Mitglied der Handelskammer 
niedergelegt. Es ſoll ihm der Dank für ſeine langjährige, treue Mit— 
arbeit ausgeſprochen werden. 
Die Erſatzwahlen für die Herren Born und Roth ſollen im An— 
ſchluß an die demnächſtigen Wahlen vollzogen werden. 


3. Einfuhrſcheine für Getreide. 

G wird mitgeteilt, daß in letzter Zeit ganz bedeutende Mengen 
von Weizen und Roggen nach Rußland ausgeführt worden ſind und 
daß weitere größere Abſchlüſſe vorliegen. Es iſt daher zu befürchten, 
daß unſere Gegend ganz von Getreide entblößt, die Getreidepreiſe 
dadurch noch mehr in die Höhe getrieben und unſere Mühlen lahm— 
gelegt werden. Dieſe Ausfuhr ijt nur möglich infolge der Erteilung 
von Einfuhrſcheinen, deren vorübergehende Aufhebung dringend er— 
wünſcht iſt. Der Bundesrat ſoll gebeten werden, dem Reichstag ſchleunigſt 
einen Geſetzentwurf zugehen zu laſſen, wonach die Erteilung der Ein— 
fuhrſcheine für Weizen und Roggen bis zum 1. Auguſt 1908 auf— 
gehoben wird. 


4. Sitzung des DBezirkseifenbahurats. 
Von der Tagesordnung der Bezirkseiſenbahnratsſitzung vom 22. No— 
vember wird Kenntnis genommen. 


5. Kleiemiſchung. 

Herr Bielfeldt, Futtermittelhändler in Illowo, beſchwert ſich über 
die veröffentlichte Warnung der Kammer vor dem Ankauf von Roggen— 
kleie, die in Illowo mit Hirſekleie gemiſcht iſt. Er behauptet, daß der— 
artige Miſchungen in Illowo überhaupt nicht vorgenommen würden. 
Der Brief ſoll Herrn E. Wagner in Lautenburg zur Äußerung über 
ſandt werden. 
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II. Verhandlungen der Handelskammer. 


1. Einrichtungen für Handel und Induflrie. 4 

Entwurf eines Geſetzes über die 
| Sicherung der Bauforderungen. 
| Der Verband der amtlichen Handelsvertretungen Poſens und 
| Weſtpreußens hat unter dem 30. November dem Deutſchen Reichstag 
folgende Eingabe zugehen laſſen: 
| „Dem Hohen Reichstag erlauben wir uns zu dem Entwurf eines 
| Reichsgeſetzes, betreffend die Sicherung der Bauforderungen, folgende 
Ausführungen zu unterbreiten: 

Dem im vorigen Jahre aufgelöſten Reichstag war der Entwurf 
eines Geſetzes über die Sicherung der Bauforderungen vorgelegt worden, 
der bis auf den § 4 und einige weniger weſentliche Aenderungen dem 
früheren Entwurf B eines Reichsgeſetzes, betreffend die Sicherung der 
Bauforderungen, des Jahres 1901 entſpricht. Sieht man von dem 
§ 4 und dieſen Aenderungen ab, welch letztere nicht eine Aenderung 
des Grundgedankens bedeuten, ſondern nur eine Vereinfachung in der 
Durchführung des Geſetzes herbeiführen ſollen und inſoweit als Ver— 
beſſerung des früheren Entwurfs B zu akzeptieren ſind, ſo repräſentiert 
ſich der neue Entwurf als eine Neuauflage des alten, und alle Be— 
denken, die ſ. Zt. — auch von uns — dagegen geltend gemacht 
worden ſind, ſind auch gegen den jetzigen Entwurf zu erheben. Dieſe 
Bedenken können dahin zuſammengefaßt werden, daß der Zweck des 
Geſetzes, die Bauhandwerker und Lieferanten möglichſt vor Verluſten 
aus dem Bauſchwindel und dem Zuſammenbruch zahlungsunfähiger 
Bauunternehmer zu ſchützen, nicht oder nur unvollkommen erreicht 
wird, dafür aber die Herſtellung von Bauten erſchwert und verteuert, 
die Mieten erhöht werden und — was die Hauptſache iſt — eine Ver— 
ſchiebung in der Ausführung von Bauten zu Ungunſten der Bau— 
handwerker und kleinen Bauunternehmer herbeigeführt werden muß. 

Sofern nicht für ein Viertel der vorausſichtlichen Baukoſten vor 
Baubeginn Sicherheit geleiſtet wird, gewährt der Entwurf den Bau— 
handwerkern und Lieferanten für ihre Bauforderungen, welche bei 
Abſchluß des Baues noch nicht befriedigt ſind, eine durch Eintragung 
eines Bauvermerks geſicherte Hypothek an dem Baugrundſtücke, welche 
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der ſpäter einzutragenden Baugeldhypothek aber injoweit nachſtehen 
ſoll, als das Baugeld zur Befriedigung von Bauforderungen ver- 
wendet wurde. Der Bauſtellenwert ſoll vor Beginn des Baues feſt⸗ 
geſtellt werden. Die Baugenehmigung ſoll nur erteilt werden, wenn 
entweder die eingetragenen Rechte den Bauſtellenwert nicht über— 
ſteigen oder in Höhe des Überſchuſſes Sicherheit durch Hinterlegung 
von Geld oder Wertpapieren (ſogenannte Differenzkaution) geleiſtet 
wird. 

Durch Einführung eines Treuhänders, durch welchen die Zahlungen 
an die Bauhandwerker und Lieferanten erfolgen, ſoll eine größere 
Sicherheit der Baugeldgeber zur Erlangung des Vorranges vor der 
Bauhypothek ermöglicht werden. Auch die Forderungen der Nach— 
männer, alſo derjenigen Perſonen, denen Aufträge nicht direkt von 
Bauunternehmern, ſondern von Perſonen übertragen werden, welche 
die Aufträge von dem Bauunternehmer erhalten haben, ſollen in der 
Bauhypothek Berückſichtigung finden. Auf die Rechte, die nach dem 
Entwurfe gewährt werden ſollen, können die Baugläubiger in der 
Regel erſt nach Fertigſtellung des Baues oder in der Zwangsver— 
ſteigerung verzichten. Das Geſetz ſoll nur auf Neubauten, nicht auch 
auf Umbauten Anwendung finden und nur in denjenigen Gemeinden 
gelten, für die es durch landesherrliche Verordnung in Kraft geſetzt 
wurde. 

Um nun über die Wirkungen eines ſolchen Geſetzes im klaren zu 
ſein, erſcheint es nötig, zunächſt ſich die Beſtimmungen über die Er— 
teilung des Baukonſenſes zu vergegenwärtigen. Wenn der Eigen⸗ 
tümer einer unter das Geſetz fallenden Bauſtelle die Bauerlaubnis 
bei der Bau-Polizei beantragt, hat dieſe das Grundbuchamt um Ein⸗ 
tragung des Bauvermerks zu erſuchen. Dann müſſen die Belaſtungen 
der Bauſtelle ermittelt werden, ſoweit ſie Hypotheken, Grundſchulden 
mit ihrem Kapitalbetrag und zweijährigen Zinſen (ö), Rentenſchulden, 
Geldrenten und öffentliche Laſten betreffen. Ferner muß der Wert 
der Bauſtelle ermittelt werden. Ergibt ſich nun, daß die Belaſtung 
der Bauſtelle größer iſt als der Wert derſelben, ſo hat der Eigen— 
tümer die Differenzkaution zu beſchaffen und zu hinterlegen. Erſt wenn 
dies alles erledigt iſt, was jedenfalls häufig mehrere Monate in 
Anſpruch nimmt, wird der Baukonſens erteilt. 


Zweifellos tritt mit Einführung dieſer Beſtimmung eine Verzö— 
gerung und Verſchleppung des Baus ein. Das bedeutet infolge der 
Zinsverluſte eine Verteuerung desſelben, welche naturgemäß eine Ver— 
teuerung der Wohnungsmieten zur Folge hat. 
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Eine Verteuerung der Mieten läuft aber auf eine Verſchlimmerung 
der Wohnungsnot hinaus, die zu lindern man ſonſt mit Recht beſtrebt 
iſt. 

Beſonders die Ermittelung des Bauſtellenwerts muß zu zeit⸗ 
raubenden Differenzen führen, da nach Begründung des Entwurfs 
bei der Schätzungsbehörde das Beſtreben vorherrſchen wird, den Bau- 
ſtellenwert „vorſichtig“, d. h. möglichſt niedrig einzuſchätzen, was keines— 
falls im Intereſſe des Bauunternehmers liegt. Dabei berührt es 
eigentümlich, daß gegen die Verteuerung der Bauten infolge übermäßiger 
Preistreiberei im Bauſtellenhandel durch die amtliche Feſtſtellung des 
Bauſtellenwertes ein Fortſchritt erblickt, daß aber die zugeſtandene 
Verteuerung der Bauten durch Befolgung der erwähnten Vorſchriften 
als unbedenklich bezeichnet wird. Bezüglich der Abſchätzung des 
Bauſtellenwertes iſt noch zu bedenken, daß die Schätzungsbe— 
hörden auch nur aus Menſchen mit Intereſſen beſtehen werden, 
die mit den Intereſſen des Bauunternehmers ſehr erheblich 
kollidieren können, und daß dieſe ſchwierige Aufgabe bei der ſchema— 
tiſchen Arbeitsweiſe einer Behörde kaum in der richtigen Weiſe gelöſt 
werden dürfte, zumal der Bauſtellenwert von dem im voraus nicht 
mit Sicherheit vorauszuſehenden Ertrag des Grundſtücks nach erfolgter 
Bebauung abhängt. 

Die Beſtimmungen über die Baugeldhypothek entſprechen keines— 
falls dem praktiſchen Bedürfnis, indem ſie den Baugeldgeber zwingen, 
wenn er, was doch ſelbſtverſtändlich, der Baugeldhypothek vor der 
Bauhypothek den Vorrang zu geben wünſcht, entweder ſelbſt oder 
durch einen Treuhänder die Verwendung der Baugelder zu kontrollieren. 
Dadurch entſtehen große Schwierigkeiten und Koſten, die naturgemäß 
das Bauen für unbemittelte Bauunternehmer derart erſchweren und 
verteuern müſſen, daß nur noch kapitalkräftige Unternehmer dazu in 
der Lage ſein werden. Die ſelbſt von den erſten Hypotheken- und 
Handelsbanken bei Abſchluß von Baugeldhypotheken vereinbarten 
Abſchluß⸗ und Agentenproviſionen könnten nicht mehr wie bisher von 
dem Darlehn in Abzug gebracht werden, ſondern müßten vom Unter— 
nehmer vorweg in bar bezahlt werden, wozu nur wohlhabende Unter— 
nehmer in der Lage ſein dürften. Während jetzt vielfach tüchtige, 
aufſtrebende und unternehmende Bauhandwerker als Bauunternehmer 
ſich heraufarbeiten und es zu Wohlſtand bringen — in Poſen gibt 
es eine ganze Anzahl derartiger Perſonen — wird dies in Zukunft 
ſehr erſchwert ſein. 

Damit iſt erwieſen, daß die Bautätigkeit durch Inkrafttreten des 
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vorgeſchlagenen Geſetzes erſchwert, verteuert und eingeſchränkt werden 
würde. Im Intereſſe der Allgemeinheit, namentlich der minder 
bemittelten Volkskreiſe, zu denen auch die Bauhandwerker gehören, 
muß man ſich daher entſchieden gegen ein ſolches Geſetz ausſprechen. 
Den erheblichſten Schaden davon würden die Handwerker ſelbſt infolge 
der Einſchränkung der Bautätigkeit haben. 

Weiter aber würde das Geſetz eine vollſtändige Umwälzung im 
Baugewerbe herbeiführen. Die hohen Nebenleiſtungen, welche für 
die Baugelder fortan zu gewähren ſein dürften, würden vermutlich 
für das Großkapital Anreiz genug bieten, ſich dem Baugewerbe zuzu— 
wenden. Vorausſichtlich würden ſich beſondere Baubanken und Bau— 
truſts bilden, ſodaß alſo durch das Geſetz ein Baumonopol des Groß— 
kapitals geſchaffen würde. 

Für die Handwerker würde eine ſolche Entwicklung die traurigſten 
Folgen haben. Sie würden zu den Baubanken und Bautruſts in 
eine totale Abhängigkeit geraten. Sie würden dem Baugeldgeber 
Proviſion anbieten, wenn er ſie bei der Auszahlung für gelieferte 
Arbeiten gegenüber anderen Baugläubigern bevorzugt. Der Bau— 
geldgeber würde die ihm vom Geſetz gewährte Macht nach Möglichkeit 
ausnutzen, und die ihm geſchäftlich näher ſtehenden Lieferanten oder 
die ihm die höchſte Proviſion anbietenden Handwerker bei der Aus— 
zahlung der Baugelder bevorzugen. Die Bautruſts und die berufs— 
mäßigen Bauunternehmer würden nur ſolche Handwerker bei ihren 
Bauten beſchäftigen, von denen ſie ſich die Gewißheit verſchafft haben, 
daß ſie nach dem Beginn der in § 14 Abſ. 3 und § 33 Abſ. 2 be— 
ſtimmten Friſt auf ihre Rechte verzichten. Damit wäre aber gerade das 
Gegenteil von dem beabſichtigten Schutz der Bauhandwerker erreicht. 

Und was iſt andrerſeits für die Bauhandwerker gewonnen? Zu— 
nächſt werden Lieferanten als die früher Liefernden ihre Forderungen 
vom Baugeldgeber bezahlt erhalten. Für die Bauhypothek kämen 
daher hauptſächlich die Forderungen der Handwerker in Betracht. 
Was wird ihnen damit geboten? Da der Bauhypothek außer den 
Belaſtungen des Bauterrains noch die Baugeldhypothek vorausgehen 
wird, hinter der Bauhypothek aber bei Abſchluß des Baues eine 
weitere Hypothek nicht vorhanden ſein dürfte, ſo wird die Bau— 
hypothek als letzte Hypothek bei einer Zwangsverſteigerung des Neu— 
baues in den meiſten Fällen ganz oder teilweiſe ausfallen. Wird es 
aber nun möglich oder empfehlenswert ſein, die ſämtlichen Gläubiger 
der Bauhypothek zur gemeinſamen Übernahme des Grundſtücks zu 
vereinigen? Hier hat der Bauhandwerker bei Erwerbung von Häuſern 
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im Zwangsverſteigerungsverfahren keine guten Erfahrungen gemacht. 
Aber auch wenn der Neubau nicht zur Zwangsverſteigerung kommt, 
haben die Gläubiger mit der Bauhypothek wenig gewonnen. Die 
Handwerker brauchen Geld, mit der Bauhypothek ijt ihnen nicht ge— 
dient, da dieſe ſich nur ſehr ſchwer wird realiſieren laſſen. Bevor 
aber die Anteile eines jeden Handwerkers an der Bauhypothek feſt— 
ſtehen, wird häufig noch geraume Zeit vergehen, da nach § 13 jeder 
Baugläubiger, wenn die Forderung eines anderen die üblichen Preiſe 
offenbar in erheblichem Maße überſchreitet, verlangen kann, daß die 
Bauforderung in Höhe des Betrages berückſichtigt wird, welcher dem 
üblichen Preiſe entſpricht. Dieſe Beſtimmung kann zu langwierigen 
Streitigkeiten und Prozeſſen Veranlaſſung geben. 

Durch die Anmeldung der Forderungen zur Bauhypothek kann 
aber auch der Zwangsverſteigerungstermin ſehr hinaus geſchoben werden. 
Die baupolizeiliche Abnahme eines Neubaues iſt innerhalb zweier 
Wochen zu veröffentlichen, und damit beginnt nad § 14 des Ent— 
wurfs eine zweimonatliche Friſt zur Anmeldung der Bauforderungen. 
Erſt zwei Wochen nach Beendigung der Anmeldefriſt kann ein Ver— 
ſteigerungstermin abgehalten werden. Damit will man Anträgen auf 
Zwangsverſteigerung bei Bauten vorbeugen. Da ſolche Anträge doch 
nicht ohne Weiteres unſolide ſein müſſen, ijt eine derartige Verzögerung 
recht bedenklich, zumal ein unreeller Bauunternehmer die berechtigten 
hohen Anſprüche, welche die Baupolizei bei der endgiltigen Bauab— 
nahme ſtellt, dazu benutzen kann, um durch Hinziehen der Bauabnahme 
die Baugläubiger ſeinen Wünſchen gefügig zu machen. Wird aber 
der Bau unterbrochen und ruht ein Jahr lang, ſo erliſcht nach Poſener 
Baupolizeibeſtimmung die Bauerlaubnis. Nach Bekanntgabe dieſer 
Tatſache beginnt erſt die 2-monatliche Anmeldefriſt für die Bauforde— 
rungen, und nach Ablauf dieſer Friſt beſteht erſt nach 2 Wochen die 
Möglichkeit, den Zwangsverſteigerungstermin abzuhalten, der alſo unter 
Umſtänden ſehr weit hinaus geſchoben werden kann. Andererſeits ijt 
eine Verkürzung der Friſt, in der die Bauerlaubnis erliſcht, aus anderen 
Gründen auch nicht zu empfehlen. 

Es iſt ferner offenſichtlich, daß durch die Bauhypothek die 
Hypothekenregulierung verzögert und ſelbſt bei Widerſpruch eines ganz 
kleinen Gläubigers erſchwert werden muß, worunter nicht nur der 
Hauseigentümer, der bis dahin die hohen Zinſen für die Baugelder 
entrichten müßte, ſondern auch die Baugläubiger leiden würden, die 
bei normalem Verlauf des Baues aus dem Betrage der nach Beendigung 
des Baues aufgenommenen zweiten Hypothek befriedigt werden, ſoweit 
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dies nicht ſchon vorher geſchehen iſt. Die zweite Hypothek würde aber 
erſt nach Feſtſtellung der Höhe der Bauhypothek aufgenommen werden 
können. 


Die Beſeitigung dieſer Schwierigkeiten durch Hinterlegung von 
Sicherheiten iſt nur wohlhabenden Unternehmern möglich. 


Wir haben im Obigen nur einen Teil der Gründe geſtreift, die 
gegen den vorliegenden Geſetzentwurf ohne § 4 geltend zu machen 
ſind. 


Die ſämtlichen bisher vorgelegten Geſetzentwürfe zur Sicherung 
der Bauforderungen verdanken dem Bauſchwindel ihre Entſtehung. 
Wenn ſie auch dem Baugläubiger einen Schutz gegen die Ausfälle bei 
dem Zuſammenbruch zahlungsunfähiger Bauunternehmer verſchaffen 
ſollen, ſo iſt doch die geſetzliche Regelung der Materie nur durch den 
Bauſchwindel zu rechtfertigen. Denn jeder Gewerbetreibende erleidet 
bei ſeinem Gewerbe durch zahlungsunfähige Abnehmer Verluſte und 
muß darauf gefaßt ſein. Er ſelbſt iſt in der Lage, durch vorſichtige 
Kreditgewährung und im Baugewerbe, ſpeziell durch Einſichtnahme des 
Grundbuchs, dieſe Verluſte auf ein möglichſt geringes Maß zu beſchränken. 
Die Fälle, in denen Baugläubiger durch Bauſchwindel um ihr Geld 
gekommen, ſind ſeltener geworden — denn die meiſten Verluſte ſind 
wenigſtens in Poſen darauf zurückzuführen, daß der Häuſerbau dem 
Wohnungsbedürfnis zu ſtark vorauseilt und hierdurch vielfach perioden— 
weiſe eine große Überproduktion an Wohnungen entſteht. Infolge— 
deſſen erreicht das neue Haus zur Zeit der Beleihung mit der 2. 
Hypothek häufig nicht den Koſtenwert, und der Bauunternehmer ijt 
nicht in der Lage, aus der 2. Hypothek ſeine Gläubiger voll zu be⸗ 
friedigen. Das Haus kommt zur Verſteigerung und bringt einen weit 
geringeren Preis, als Bauſtellenpreis und Herſtellungskoſten betragen. 
Wäre der Hausbeſitzer in der Lage geweſen, das Haus noch einige 
Jahre zu halten, bis infolge Zunahme der Bevölkerung oder weiterer 
Erſchließung der Stadtgegend, in der das Haus ſteht, für den Verkehr 
der Preis des Hauſes geſtiegen iſt, dann würde er ſeine Baugläubiger 
ſämtlich befriedigen können. Darauf kann aber der Bauhandwerker 
nicht warten. Nun iſt es fraglos beſſer, wenn der Häuſerbau dem 
Bedürfnis vorauseilt, als wenn er nachhinkt, ein Zuſtand, der, wie 
wir gezeigt haben, ohne Nutzen für den Baugläubiger durch den Ge— 
ſetzentwurf (ohne § 4) herbeigeführt werden würde. 

Es kommt nunmehr darauf an, ob durch den § 4 der Bau— 
ſchwindel unmöglich gemacht wird. Zunächſt möchten wir aber darlegen, 


daß die Vorzüge diejes Paragraphen weit geringer find, als es den 
Anſchein hat. 


Nach § 4 unterbleibt die Eintragung eines Bauvermerkes, wenn 
in Höhe eines Betrages, der nach dem Ermeſſen der Baupolizeibehörde 
den vierten Teil der vorausſichtlich entſtehenden Baukoſten erreicht, 
Sicherheit durch Hinterlegung von Geld oder Wertpapieren geleiſtet 
iſt. Zuvorderſt iſt es offenſichtlich, daß durch dieſe Beſtimmung der 
kapitaliſtiſche Charakter des Geſetzentwurfes noch verſtärkt wird. Wer 
in der Lage iſt, aus eigenem Vermögen den 4. Teil der Baukoſten zu 
deponieren, der muß ſchon recht vermögend ſein, denn mit dieſem Be— 
trage iſt jeder Bauunternehmer in der Lage, ein Haus aufzuführen, 
da ganz allgemein jetzt nach Vollendung des Rohbaus ſucceſſive Vor— 
ſchüſſe auf die Baugeldhypothek gegeben werden. Andererſeits iſt aber 
derjenige Bauunternehmer, der von dem § 4 Gebrauch machen kann, 
dem anderen infolge der dieſem aus dem Geſetz erwachſenden Un— 
bequemlichkeiten, Koſten und Zeitverluſten wirtſchaftlich bedeutend über— 
legen. Damit wird die von uns aus dem Geſetzentwurf erwartete 
Verſchiebung in der Ausführung von Bauten zu Ungunſten der Bau— 
handwerker und kleinen Bauunternehmer noch verſtärkt. Im übrigen 
bietet auch der § 4 ſowohl für die Baupolizeibehörde wie für den 
Bauunternehmer eine Schwierigkeit. Die Berechnung der Baukoſten 
wird ſeitens der Baupolizeibehörde auf Grund des Bauprojetts zu er— 
folgen haben. Der Unternehmer wird ſeine Koſten möglichſt niedrig 
veranſchlagen, indem er minderwertiges Material in Anſatz bringt, 
damit der fragliche 4. Teil der Baukoſten niedrig bemeſſen wird. Die 
Baupolizeibehörde wird im Gegenteil ſicherheitshalber häufig über 
dieſen Anſchlag hinausgehen, es können ſich dadurch Differenzen er— 
geben, die den Bau verzögern. Auch wird die Baupolizeibehörde nicht 
umhin können, den Bau zu kontrollieren, ob nicht weit wertvolleres 
Material verwandt wird, als der Baukoſtenberechnung zu Grunde ge— 
legt wurde, ſodaß der 4. Teil auf einen geringeren Teil der Baukoſten 
herabſinkt. 


Eine Schädigung der Bauhandwerker durch den § 4 kann weiter 
dadurch geſchehen, daß kleine Bauunternehmer infolge der Deponierung 
des 4. Teils der Baukoſten ihr eigenes Kapital und ihren Kredit er— 
ſchöpft haben und daher bare Zahlungen an die Baugläubiger nicht 
leiſten können, ſondern die Bauhandwerker im größeren Umfange als 
bisher mit Wechſeln befriedigen, deren Einlöſung am Verfalltage fraglich 
iſt, und daß die Bauhandwerker nur zu geneigt ſein werden, den Bau— 


unternehmer für gut zu halten und ihm im größeren Maße Kredit zu 
. gewähren, der den 4. Teil der Baukoſten deponiert hat. 
5 Nun liegt aber kein Grund vor, daß nicht kapitalſchwachen Bau— 
unternehmern von dritten Perſonen, häufig vermutlich von den Ver— 
käufern des Bauterrains, das Geld zur Deponierung des 4. Teils der 
Baukoſten geborgt und der Betrag als Hypothek auf das Grundſtück 
eingetragen wird. Eine Gefahr iſt für den Geber dieſer Sicherheit 
damit kaum vorhanden, da ſie als erſte Hypothek nach den Belaſtungen N 
der Bauparzelle ſteht, zumal wenn er mit dem Bauunternehmer 
gemeinſame Sache macht. Wohl aber können die Baugläubiger mit | 
Rückſicht auf die für fie deponierten 25% der Baukoſten ſich veranlaßt 
ſehen, ihre Forderungen weniger energiſch geltend zu machen, mehr N 
wie bisher mit der Annahme von Wechſeln fic) zu begnügen, jo daß, | 
wenn nachher das Haus wegen Zahlungsunfähigkeit des Unternehmers 
zur Zwangsverſteigerung kommt ſie im ganzen nicht viel mehr erhalten 
wie dieſe 25%. 
Würde dieſer ganze Vorgang ſchon an den Bauſchwindel ſtreifen, 
ſo liegt dieſer klar zu Tage, wenn der Geber der Sicherheit die Bau— 
gläubiger zu bewegen verſteht, gegen Zahlung ihm den auf ſie ent— 
fallenden Betrag der Sicherheit zu cedieren. Dann bekämen die Bau— 
gläubiger gewiß nicht mehr als den 4. Teil ihrer Forderungen. Daß 
eine derartige Ceſſion rechtlich zuläſſig und praktiſch durchführbar iſt, 
erſcheint uns nicht zweifelhaft, ob es allerdings für denſelben Bau— 
unternehmer, bezw. Geber der Sicherheit möglich ſein wird, dieſes 
| Experiment mehr als einmal mit denſelben Handwerkern oder Lieferanten 
zu machen, will uns fraglich erſcheinen. Jedenfalls iſt es klar, daß 
bei unlauteren Manipulationen zwiſchen dem das Baugeld gebenden 
Bauſtellenverkäufer und dem Bauunternehmer gerade der § 4 Hand— 
habe bietet, abſichtlich die Baugläubiger zu ſchädigen, weil durch die 
Hinterlegung der Sicherheit jegliche Kontrolle über die Verwendung 
der über den 4. Teil hinausgehenden Baugelder fehlt, und deshalb 
auch der neue Geſetzentwurf mit § 4 nicht den mit ihm erſtrebten 
Zweck erfüllt. Dabei wollen wir gern zugeſtehen, daß unter nor— 
malen Verhältniſſen die Deponierung der Sicherheit für den Bau— 
; gläubiger den ſicheren Eingang von weit mehr als den 4. Teil jeiner 
. Forderung bedeutet, da während des Baus doch ſchon ein mehr oder 
im weniger großer Teil der Lieferungen und Arbeiten bezahlt wird. Aber 7 
unter normalen Verhältniſſen erhält auch jetzt ſchon der Baugläubiger 
weit mehr als den 4. Teil ſeiner Forderungen. Die den Bauhand— 
werkern und Lieferanten in dem Geſetzentwurf gebotenen Vorteile ſind 


demnach gegenüber den Nachteilen, die ſowohl fiir fie als alle anderen 
an dem Bau von Häuſern beteiligten Gewerbetreibenden entſtehen 
müſſen, verhältnismäßig geringfügig. Iſt der Entwurf ohne § 4 für 
uns vollkommen unannehmbar, ſo ſind die Vorzüge dieſes Paragraphen 
doch nicht derartige, daß ſie die auch gegen ihn beſtehenden Bedenken 
aufzuwiegen vermögen. 

Wir bitten daher den hohen Reichstag, dem Geſetzentwurf ſeine 
Zuſtimmung verſagen zu wollen.“ 


Einfuhrſchein für Getreide. 


Infolge des Sitzungsbeſchluſſes vom 19. November (Punkt 3) 
richteten wir nachſtehende Eingabe an den Bundesrat: 

„Einen hohen Bundesrat bitten wir gehorſamſt, dem Deutſchen 
Reichstag mit möglichſter Beſchleunigung einen Geſetzentwurf zugehen 
zu laſſen, wonach bei der Ausfuhr von Roggen und Weizen aus dem 
freien Verkehr des Zollgebietes bis zum 1. Auguſt 1908 Einfuhrſcheine 
nicht mehr erteilt werden. 

Veranlaſſung zu dieſer Bitte geben uns die außergewöhnlich 
hohen Weizen- und Roggenpreiſe, deren weiteres Steigen im Intereſſe 
unſerer Volksernährung verhindert werden muß, zumal da auch die 
Preiſe für andere notwendige Bedarfsartikel recht hoch ſtehen. Zweifellos 
ſind an den hohen Preiſen die faſt durchweg mangelhaften Ergebniſſe 
der letzten Welternte ſchuld, und da zu den infolgedeſſen ſtark geſtiegenen 
Weltmarktpreiſen auf dem deutſchen Markt noch die hohen Einfuhrzölle 
von 50 und 55 Mk. für die Tonne hinzukommen, ſo haben wir ſelbſt 
in unſerem Oſten jetzt Roggenpreiſe bis zu 210 Mk. und Weizenpreiſe 
bis zu 245 Mk. 

Das Nächſtliegende wäre nun wohl, für die zeitweilige Auf— 
hebung der Getreidezölle einzutreten, und wir ſind auch im Zweifel 
geweſen, ob wir nicht dieſe radikale Maßregel vorſchlagen ſollten. 
Wenn wir dennoch davon abgeſehen haben, ſo geſchah dies aus der 
Erwägung heraus, daß die Aufhebung der Getreidezölle eine tief— 
einſchneidende Maßnahme ſein würde, deren wirtſchaftliche Folgen ſich 
ſchwer überſehen laſſen und die neben den Vorteilen, die ſie ſicherlich 
brächte, doch auch durch die plötzliche Preisänderung Einzelnen un— 
berechenbaren Schaden zufügen würde. Dazu kommt noch, daß einem 
ſolchen Antrage der heftigſte Widerſtand ſicher wäre und daß jedenfalls 
längere Zeit bis zur Entſcheidung vergehen würde. Unter den jetzigen 
Verhältniſſen liegt aber Gefahr im Verzuge, denn es ſteht feſt, daß, 
falls nicht bald etwas dagegen geſchieht, dem deutſchen Markte große 
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Mengen von Getreide entzogen werden, die wir ſpäter zu bedeutend 
höheren Preiſen werden zurückkaufen müſſen. Dies muß und kann 
dadurch verhindert werden, daß man bis zur nächſten Ernte für aus— 
geführten inländiſchen Roggen und Weizen Einfuhrſcheine nicht mehr 
erteilt. Dieſer zeitweiligen Aufhebung der Einfuhrſcheine würde aber 
bei den abnormen Preiſen, die jetzt herrſchen, ein berechtigter Wider— 
ſtand von keiner Seite entgegengeſetzt werden können. 

Die Einfuhrſcheine ſind ſ. Zt. hauptſächlich im Intereſſe der Land— 
wirtſchaft und des Getreidehandels unſeres Oſtens, dem man die Ab— 
ſtoßung überſchüſſiger Getreidemengen nach Aufhebung der Staffeltarife 
erleichtern wollte, eingeführt worden, und es müſſen ſtichhaltige 
Gründe vorliegen, wenn wir uns jetzt für verpflichtet halten, für 
eine zeitweilige Aufhebung dieſer früher auch von uns befürworteten 
Beſtimmung einzutreten. Solche Gründe liegen aber vor, denn in 
unſeren Oſtprovinzen beträgt die Weizenernte nur etwa ein Drittel 
einer normalen und auch bei Roggen kann man nur von einer kleinen 
Mittelernte reden, während doch gerade jetzt mit Hilfe der Einfuhrſcheine 
außergewöhnlich große Mengen von Roggen und Weizen nach Ruß— 
land ausgeführt werden, da auch Rußland eine unergiebige Ernte in 
beiden Getreidearten gehabt hat. Nach den uns von vielen Seiten, 
auch aus anderen Handelskammerbezirken, zugegangenen Mitteilungen 
handelt es ſich dabei um ganz bedeutende Ausfuhrmengen, auch liegen 
bereits weitere große Abſchlüſſe vor, die im Laufe der nächſten Wochen 
erledigt werden ſollen. Vor kurzem ſollen innerhalb weniger Tage 
etwa 2000 t Getreide allein von Thorn nach Alexandrowo gegangen 
ſein. Wir haben jedoch davon abgeſehen, eingehendes Zahlenmaterial 
zu ſammeln, da dies unſer Vorgehen nur aufgehalten hätte, während 
doch der hohe Bundesrat die amtlichen Ausfuhrziffern von den Grenz— 
zollämtern auf Wunſch ſofort erhalten wird. 

Die Nachfrage der ruſſiſchen Käufer iſt ſo lebhaft, daß alles er— 
reichbare Getreide ohne Rückſicht auf die Qualität aufgekauft und aus- 
geführt wird. Viel Getreide entziehen uns ſchon ſeit Jahren die 
ruſſiſchen Mühlen, die ſich dicht an unſerer Grenze angeſiedelt haben, 
nachdem ihnen durch die Einrichtung der Einfuhrſcheine der Bezug des 
deutſchen Getreides ermöglicht worden war. Sie erhalten das Getreide 
um 50—55 Mark billiger, als unſere Mühlen, und haben dazu noch 
den Vorteil, ihre Kleie zu hohen Preiſen bei uns abſetzen zu können. 
Die Ankäufe dieſer ſich gut rentierenden Mühlen ſind jetzt beſonders groß und 
unſere Müller müſſen mit verſchränkten Armen zuſehen, wie ihnen 
das ſchon recht knappe Rohmaterial vollends entzogen wird. In 


Am 18. November jtarb unjer Mitglied 


1 Herr 


] Max Roth, 


der ſeit dem Jahre 1904 der Handelskammer angehörte. 
2 Er hat jeine reichen Kenntniſſe und Erfahrungen jtets 
gern in den Dienſt der Kammer geſtellt und ſich an 

deren Arbeiten bis zuletzt mit großem Pflichteifer 
2 beteiligt. Wir werden dem Entſchlafenen, der ſich auch 
1 2 durch ſein ruhiges, beſcheidenes Weſen die Sympathie 
a N jeiner Mitarbeiter erworben hat, ein ehrendes Andenken 


bewahren. 


